191 Ausgabe A 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 3 Ausgegeben Danzig, den 9. Januar 1935 
Inhalt: Verordnung zur Ausführung des Lotterieſteuer- und Rennwettgeſetze ss S. 191 
Verordnung betreffend Aenderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen S. 199 
Rechtsverordnung betreffend Abänderung des Jugendwohlfahrtsgeſetzes vom 8. Juli 1927. S. 199 
Verordnung betreffend die Umbildung verſchiedener Senatsabteilungee nun S. 200 
Milian n e S. 201 
4 Verordnung 


zur Ausführung des Lotterieſtener- und Rennwettgeſetzes. 
Vom 21. Dezember 1934. 


Auf Grund des 8 5 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 22. Juni 1931 
(G. Bl. S. 497) wird folgendes beſtimmt: 


1 
Lotterieſteuer 
8 1 
Er () Als öffentliche Lotterien im Sinne des § 1 Abſ. 1 des Lotteriefteuer- 
otterien und Rennwettgeſetzes vom 14. Oktober 1933 (G. Bl.. S. 505) ſind auch anzu⸗ 


ſehen: auf Jahrmärkten oder aus Anlaß öffentlicher Volksbeluſtigungen veran⸗ 
ſtaltete Ausſpielungen, bei denen Spielausweiſe ausgegeben werden, ſofern der 
Geſamtpreis der Spielausweiſe jeder einzelnen der hintereinanderfolgenden Aus⸗ 
ſpielungen mehr als 125 Gulden beträgt. 

(2) Bei öffentlichen Ausſpielungen gelten als Ausweiſe auch Papierröllchen 
oder ähnliche Gegenſtände, die die Spielteilnehmer gegen Entrichtung des Ein⸗ 
ſatzes ausgehändigt erhalten, ſofern dieſe Gegenſtände in Verbindung mit 
anderen Tatumſtänden als Beweis für die Beteiligung am Spiele dienen und 
ihrer Beſchaffenheit nach unmittelbar über Gewinn und Verluſt entſcheiden. 


(3) Nummernliſten, die über öffentlich veranſtaltete Ausſpielungen von 
Gegenſtänden zur Beifügung der Namen der Spieler und zur Erhebung eines 
entſprechenden Beteiligungsbetrages vom Spielunternehmer in Umlauf geſetzt 
werden, gelten nicht als Spielausweiſe. 


82 
Offentliche Ausſpielungen, bei denen den Teilnehmern keinerlei Ausweiſe 
ausgehändigt werden, unterliegen der Lotterieſteuer nur, wenn die Gewinne ganz 
oder teilweiſe in barem Gelde beſtehen. 


Genehmigungs⸗ 8 3 

behörde Bei Erteilung der Erlaubnis zur Veranſtaltung einer öffentlichen Lotterie 
oder Ausſpielung ſetzt der Senat (Abteilung des Innern) das zuſtändige Steuer⸗ 
amt (Art. III 8 2 Abſ. 3 Durchf. Beſt. St. Gr. G. v. 15. 3. 1933 — G. Bl. 
S. 123) davon in Kenntnis unter Bezeichnung des Unternehmens und ſeines 
Zweckes ſowie unter Angabe des Namens und der Wohnung des Veranſtalters 
und des Zeitpunkts, an welchem die Erlaubnis dem Veranſtalter behändigt 
wurde. Dieſer wird hierbei auf ſeine ſteuerlichen Verpflichtungen gemäß 88 4 
und 5 hingewieſen. 


€ (Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 1. 1935.) 
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84 
(1) Wer im Gebiet der Freien Stadt Danzig Lotterien oder Ausfpielungen 
veranſtalten will, bei denen der Geſamtpreis der Loſe oder Spielausweiſe die 
Summe von 125 Gulden überſteigt, hat dem Steueramt ſpäteſtens am 30. Tage 

nach dem Empfang der obrigkeitlichen Erlaubnis (§ 3) ſchriftlich anzumelden: 

den Namen, das Gewerbe und die Wohnung des Veranſtalters, die plan⸗ 
mäßige Anzahl (die Nummern) und den planmäßigen Preis der Loſe, den 
Zeitpunkt, von welchem ab mit dem Vertriebe der Loſe begonnen werden 
ſoll, die Gegenſtände, die Zeit und den Ort der Ausſpielung, die Namen 
und Wohnungen der unmittelbar von dem Veranſtalter mit dem Ver⸗ 

triebe der Loſe betrauten Perſonen. 
(2) Die Anmeldung iſt in zwei Ausfertigungen einzureichen. Der An⸗ 
meldung iſt als Anlage eine amtlich beglaubigte Ausfertigung des genehmigten 


Planes der Lotterie oder Ausſpielung beizufügen. 


(3) Gleichzeitig mit der Anmeldung iſt dem Steueramt die geſamte plan⸗ 
mäßige Anzahl der Loſe einzureichen. Die Loſe verbleiben im Gewahrſam des 
Steueramts, bis die Verſteuerung bewirkt ift. 


8 5 

Iſt in dem Preiſe für das Los zugleich in ungetrennter Summe die Ver⸗ 
gütung für ſonſtige Leiſtungen enthalten, ſo hat der Veranſtalter in der An⸗ 
meldung anzugeben und auf Erfordern nachzuweiſen, welcher Betrag oder Teil⸗ 
betrag den Preis für die Teilnahme an der Lotterie oder Ausſpielung darſtellt. 
Gleiches gilt in den Fällen, in denen beſondere Loſe nicht ausgehändigt werden, 
ſondern die Beſcheinigng über eine geleiſtete Vergütung (Eintrittskarten, Sammel⸗ 
bons, Gutſcheine, die zur Teilnahme an einer Lotterie oder Ausſpielung berech⸗ 
tigen oder die Ausſicht auf einen Glücksgewinn eröffnen, und ähnliches) zugleich 
als Los dient. Der auf die Loſe zu rechnende Betrag darf nicht geringer ſein als 
der Wert der Gewinne. Wird die Angabe von dem Veranſtalter überhaupt nicht 
oder nur unzureichend gemacht, ſo hat das Steueramt den auf die Loſe zu red- 
nenden Betrag nach eigenem Ermeſſen feſtzuſetzen. 


86 
Wird Befreiung von der Steuer auf Grund des § 2, c des Geſetzes bean⸗ 
ſprucht, ſo iſt mit der Anmeldung der Nachweis zu führen, daß der Erlös des 
Unternehmens zu ausſchließlich mildtätigen Zwecken verwendet werden wird. 


8 7 
(1) Das Steueramt prüft die Anmeldung ($ 4) und ſetzt auf beiden 
Stücken der Anmeldung die Steuer feſt; die eine Anmeldung gibt es dem 
Steuerpflichtigen zurück und leitet die andere der Vereinnahmungsſtelle (8 37) 
zu. Die Anmeldung wird Beleg zum Sollbuch. 


(2) Hat das Steueramt gemäß 8 3 von der beabſichtigten Veranſtaltung 
einer Lotterie oder Ausſpielung Kenntnis erhalten, ohne daß innerhalb der 
30 tägigen Friſt die vorgeſchriebene Anmeldung erfolgt iſt, ſo hat es wegen Feſt⸗ 
ſetzung und Beitreibung der Lotterieſteuer, ſowie nach den Umſtänden wegen 
Einleitung des Strafverfahrens das Erforderliche zu veranlaſſen. Die Vorlegung 
der Loſe zur Abſtempelung kann erzwungen werden (§ 195 St. Gr. G.). Um 
einen beabſichtigten Vertrieb ungeſtempelter Loſe zu verhindern, kann das Steuer⸗ 


amt die Polizeibehörde um Beſchlagnahme der Loſe erſuchen. 


8 8 
(1) Bei Berechnung der Lotterieſteuer ſind alle Leiſtungen, die für den 


Erwerb eines Loſes an den Veranſtalter oder deſſen Beauftragten zu bewirken 


ſind, dem Preiſe des Loſes hinzuzurechnen, insbeſondere auch die ſogenannten 
Schreib⸗ und Kollektionsgebühren. Hierher gehört auch der dem Spieler etwa 
beſonders in Rechnung geſtellte Betrag der Steuer. Bei Berechnung der Steuer 
ſind nur ¼ é des Geſamtpreiſes zu Grunde zu legen. 
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(2) Ergibt ſich bei Berechnung der Geſamtſteuer ein überſchießender 
Pfennigbetrag, ſo iſt die Steuer auf volle Gulden nach oben abzurunden. 

(8) Loſe, die bei Ausſpielungen mit Gewinnziehungen nach Klaſſen (Klaſſen⸗ 
lotterien) erſt nach Beginn der Ziehungen abgeſetzt werden, ſind mit dem Ge- 
ſamtkaufpreis einſchließlich des für die Vorklaſſe planmäßig zu zahlenden Preiſes 
ſteuerpflichtig. 

8 9 

Das Steueramt kann die nach 8 8 errechnete Steuer auf Antrag über den 
Zeitpunkt hinaus, in dem mit dem Losabſatze begonnen werden ſoll, ſtunden. 
Die Stundung ſoll aber ſechs Monate nicht überſchreiten und muß ſpäteſtens 
vier Wochen vor der Ziehung oder der Ausſpielung ablaufen. Im übrigen findet 
5 104 des Steuergrundgeſetzes Anwendung. 


8 10 


Bei ſolchen Lotterien oder Ausſpielungen, bei denen nach der obrigkeitlichen 
Erlaubnis nicht von vornherein eine planmäßig beſtimmte Anzahl von Loſen 
feſtgeſetzt, dem Veranſtalter vielmehr geſtattet iſt, Loſe bis zu einer gewiſſen 
Höchſtzahl auszugeben, darf die Lotterie oder Ausſpielung je nach der Anzahl 
der ausgegebenen Loſe verſteuert werden. Für die Anmeldung des erſten Teiles 
der auszugebenden Loſe gelten die Beſtimmungen der SS 4 und 5. Die weiter⸗ 
hin auszugebenden Loſe ſind mit beſonderer Anmeldung vorzulegen, in der unter 
Angabe der Zahl und der Nummern der Loſe auf die erſte Anmeldung zu 
verweiſen iſt. 


8 11 
Die Loſe ſind in einer ſolchen Form und Beſchaffenheit herzuſtellen, daß 
ſie ſich zur Abſtempelung eignen. Nun in beſonderen Fällen können mit Geneh⸗ 
migung der zuſtändigen Oberbehörde (Art. III § 2 Abſ. 3 Durchführungs⸗ 
beſtimmungen St. Gr. G. vom 15. 3. 1933 — G. Bl. S. 123) auch andere 
Loſe zugelaſſen werden. 
8 12 


(1) Nachdem entweder die feſtgeſetzte Steuer eingezahlt oder geſtundet oder 
die Steuerfreiheit der Loſe anerkannt worden iſt, werden die Loſe durch das 
Steueramt mittels Stempelaufdrucks abgeſtempelt. Der Stempel hat runde 
Form. Er führt das Hoheitszeichen der Freien Stadt Danzig und über dieſem 
die Aufſchrift „Verſteuert“ oder „Steuerfrei“, darunter „Danzig“. 

(2) Die ſo abgeſtempelten Loſe werden gegen Empfangsbeſtätigung des 
Loſeempfängers zurückgegeben. 

8 13 5 

(J) Die Oberbehörde ($ 11) iſt befugt, bedingungsweiſe und unter gewiſſen 
Sicherungsmaßnahmen zuverläſſigen Druckereien zu geſtatten, die bei ihnen 
gedruckten Loſe auf Koſten des Anmeldenden in der rechten oberen Ecke des Loſes 
mit folgendem Vermerke zu verſehen: 

„Den Vorſchriften über die Lotterieſteuer iſt laut Beſcheinigung des 
zuſtändigen Steueramts vomnmn genügt. ($ 13 Ausf. Beſt. 
Lott.⸗Rennw. Geſ.)“. 

(2) Der Antrag auf Genehmigung der vereinfachten Abſtempelung iſt 
gleichzeitig mit der Anmeldung zur Verſteuerung bei dem Steueramt zu ſtellen. 
Letzteres erteilt die Genehmigung erſt dann, wenn die Steuer bezahlt oder 
geſtundet oder anerkannt iſt, daß die Lotterie oder Ausſpielung von der Steuer 
befreit iſt. Über die erfolgte Genehmigung ergeht eine Mitteilung an die 
betreffende Druckerei. 

(3) Vor Erteilung der Genehmigung darf die Druckerei die Loſe an den 
Veranſtalter der Lotterie oder Ausſpielung nicht aushändigen. 


§ 14 


(1) Ungeſtempelte Loſe dürfen nicht ausgegeben werden, es ſei denn, 
daß es ſich um Lotterien und Ausſpielungen im Betrage von nicht mehr als 
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125 Gulden handelt, oder daß die Oberbehörde Loſe zugelaſſen hat, die ſich zur 
Abſtempelung nicht eignen ($ 11). 

(2) Bei den unter obrigkeitlicher Aufſicht ſtattfindenden Warenverloſungen 
kann von der Abſtempelung der Loſe abgeſehen werden, wenn mit Rückficht auf 
die Zahl und den Preis der Loſe die Abſtempelung unverhältnismäßige Mühe⸗ 
waltung verurſachen würde oder die Beſchaffenheit der Loſe eine Abſtempelung 
ausſchließt. Das Gleiche gilt auch für Geldlotterien, wenn der Abſatz der Loſe 
nur in einem beſtimmt begrenzten Umkveiſe ſtattfinden ſoll. 

8 15 

(1) Die Lotterieſteuer ſoll entweder nicht erhoben oder erſtattet werden, 
wenn 

a) die Ziehung einer Lotterie oder Ausſpielung unterbleibt, 

b) unter entſprechender Ermäßigung des Geſamtwertes der Gewinne der 
genehmigte Lotterieplan abgeändert wird. 

(2) Die Erſtattung iſt nur inſoweit zuzulaſſen, als im Falle zu a) Loſe nicht 
abgeſetzt oder vom Veranſtalter zurückerworben ſind, und im Falle zu b) Loſe 
von der Verloſung ausgeſchloſſen ſind. 

(3) Der Antrag iſt bei dem Steueramt bis zum Schluſſe des Jahres zu 
ſtellen, das auf das Jahr folgt, in dem die Ziehung ſtattfinden ſollte. 

(4) Dem Antrag find die ihn begründenden Nachweiſe beizufügen. Die 
Vorſchriften der 88 131, 133, 136 des Steuergrundgeſetzes finden Anwendung. 


8 16 

(1) Die Beſtimmungen der 88 1 bis 7, 9 bis 14 finden auf staatliche Lotte⸗ 
rien keine Anwendung. 

(2) Die Verwaltung einer ſtaatlichen Lotterie hat ſpäteſtens am 15. Tage 
nach Ablauf der Ziehung jeder Klaſſe dem Steueramt die Zahl der abgeſetzten 
Loſe und den Preis der Loſe anzuzeigen. Das Steueramt überwacht auf Grund 
des einzureichenden Ziehungsplanes den rechtzeitigen Eingang der Anzeigen 
über jede Klaſſenziehung. 

(3) Das Steueramt ſetzt die zu entrichtende Lotterieſteuer für jede Klaſſe 
auf Grund der gemachten Anzeigen feſt. 


r 


II 
Rennwetten 
5 

Die im $ 10 des Rennwettgeſetzes vom 14. Oktober 1933 (G. Bl. S. 505) 
vorgeſehene Erlaubnis zum Betriebe eines Wettunternehmens bei öffentlich 
veranſtalteten Pferderennen wird vom Senat der Freien Stadt Danzig unter 
folgenden Vorausſetzungen erteilt: 

1. Zum Betriebe eines Wettunternehmens (Totaliſators) darf nur ein 

Renn⸗ oder Pferdezuchtverein zugelaſſen werden. 

2. Die Erlaubnis erſtreckt ſich nur auf beſtimmte Rennbahnen. 

3. Dem Antrage auf Zulaſſung des Betriebs müſſen beigefügt ſein: 

a) die Vereinsſatzung, 

b) der jährliche Voranſchlag, 

c) der letzte Geſchäftsbericht, der eine genaue Überſicht über die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben im einzelnen, namentlich auch über die Ver⸗ 
wendung der Einnahmen für die Rennpreiſe und für ſonſtige der 
Landespferdezucht unmittelbar dienende Zwecke enthalten und aus 
dem ſich ergeben muß, daß die Einnahmen ausſchließlich zum Beſten 
der Landespferdezucht tatſächlich verwendet worden ſind, 

d) die Bedingungen, unter denen das Wettunternehmen Wetten ent⸗ 
gegennehmen ſoll. 
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4. Aus der Vereinsſatzung muß ſich ergeben, daß der ausſchliezliche Zweck 
des Vereins die Förderung der Landespferdezucht durch Veranſtaltung 
von Leiſtungsprüfungen für Pferde iſt. 

5. Die Vorſtandsmitglieder und ſonſtigen leitenden Perſönlichkeiten des 
Vereins müſſen die Sicherheit bieten, daß der Zweck des Vereins ver⸗ 
wirklicht wird. 

6. Dem Senat ſteht es zu, die Angaben in den Geſchäftsberichten (Ziff. 
3 zu c) auf ihre Richtigkeit namentlich hinſichtlich der tatſächlichen Ver⸗ 
wendung der Einnahmen ausſchließlich zum Beſten der Landespferdezucht 
zu prüfen. Er kann zu dieſem Zwecke die Vorlegung weiterer Nachweiſe 
fordern. f 

7. Die Art und der Umfang der vom Verein beabſichtigten Rennen muß 
die Erreichung des unter Ziffer 4 genannten Zieles gewährleiſten. 


8 18 
(1) Soll der Betrieb des Wettunternehmens gemeinſchaftlich mit Dritten 
ausgeübt oder einem Dritten zur Ausübung überlaſſen werden, fo it der hier⸗ 
über abgeſchloſſene Vertrag dem Senat zur Genehmigung vorzulegen. Die 
Genehmigung erfolgt unter folgenden Bedingungen: 

1. Der Verein hat dauernd den Betrieb des Dritten zu kontrollieren und 
er haftet dafür, daß der Betrieb den jeweils beſtehenden Vorſchriften 
entſpricht und daß die fälligen Steuern pünktlich abgeführt werden. 

2. Jede Anderung in der Organiſation iſt zwecks Genehmigung unver⸗ 
züglich dem Senat, Abteilung des Innern, mitzuteilen. 

3. Die Namen und Adreſſen der Kontrollorgane des Dritten ſowie ſeiner 
ſämtlichen Angeſtellten unter Bezeichnung ihrer Tätigkeit ſind dem Senat 
ebenfalls zur Genehmigung mitzuteilen. 

4. Auf Verlangen des Senats iſt die Organiſation zu ändern und ſind nicht 
genehme Angeſtellte zu entlaſſen oder durch andere zu erſetzen. 

(2) Die erteilten Genehmigungen ſind jederzeit widerruflich und beſchränkbar. 


8 19 

(1) Der Wettunternehmer iſt verpflichtet, dem Steueramt ein Verzeichnis 
ſeiner ſämtlichen im Inlande befindlichen Wettannahmeſtellen und der für ihn 
tätigen Perſonen einzureichen. Das Verzeichnis muß enthalten: 

a) genaue Bezeichnung (Ort, Straße, Hausnummer), wo ſich die An- 

nahmeſtelle befindet; 

b) den Namen und Beruf des Leiters der Annahmeſtelle ſowie aller für 

ſie tätigen Perſonen. 

(2) Jede Veränderung (Ortswechſel, Aufhebung) ſowie jede Neuerrich⸗ 
tung einer Annahmeſtelle ſind dem zuſtändigen Steueramt unverzüglich anzu⸗ 
zeigen. 

8 20 f N 

(1) Für im Auslande laufende Rennen hat der Wettunternehmer 
über jede angenommene Einzelwette zwei gleichlautende Wettſcheine ($ 12 
Abs. 1 Ge.) im Durchſchreibeverfahren auszustellen. Die Wettſcheine müſſen 
enthalten: den Tag der Ausſtellung, die Benennung, den Ort und den Tag 
des Rennens, den Namen oder die Meldungsnummer des gewetteten Pferdes, 
die Art der Wette und die Wettbedingungen, den Betrag des Wetteinſatzes, 
den Namen des Wettunternehmers und der Perſon, die in ſeinem Auftrage die 
Wette abgeſchloſſen oder vermittelt hat. 

(2) Die Rückſeite des Wettſcheins darf für Eintragungen über abgeſchloſſene 
Wetten nicht benutzt werden. 

(8) Die Wettſcheine find mit Tintenſtift auszufüllen. Allgemein übliche 
und verſtändliche Abkürzungen können gebraucht werden. Im Ausſtellungs⸗ 
datum iſt jedoch der Monat ſtets in Buchſtaben anzugeben (3. B. 6. Juni 1935). 

(4) Die im Beſitz des Wettunternehmers verbleibenden Durchſchriften 
der Wettſcheine ſowie die ſonſtigen Unterlagen für den Abſchluß der Wetten 
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(Brief- und Telegrammwechſel, die Aufſtellungen u. a.) find zeitlich geordnet 
drei Jahre aufzubewahren. 


§ 21 
(1) Bevor mit der Benutzung der Wettſcheine begonnen wird, ſind die 
Wettſcheine in fortlaufend numerierten und gehefteten Blocks dem Steueramt 
zur Abſtempelung und näheren Kennzeichnung vorzulegen. 
(2) Die Abſtempelung geſchieht in der Weiſe, daß auf jeder einzelnen 
Blodjeite der Amtsſtempel mit ſchwarzer Stempelfarbe aufgedruckt wird. 


(3) Die Wettblocks dürfen nur bei der Annahmeſtelle, für die ſie gekenn⸗ 
zeichnet find, in Benutzung genommen werden. 


8 22 
(J Die zuſtändige Oberbehörde iſt befugt, bedingungsweiſe und unter 
gewiſſen Sicherungsmaßnahmen zuverläſſigen Druckereien zu geſtatten, die bei 
ihnen gedruckten Wettſcheine auf Koſten des Unternehmers mit einem Vermerk 
des Steueramts: „Zum Wettbetrieb zugelaſſen“ zu verſehen. 
(2) Der entſprechende Antrag iſt beim zuſtändigen Steueramt zu ſtellen. 


8 23 


Die Steuer für Auslandswetten ($ 14 Ziffer 2. b Geſ.) beträgt bis auf 
weiteres zehn vom Hundert der Wetteinſätze. 


8 24 
(1) Für die im Inlande laufenden Rennen hat der Wettunternehmer 
jede angenommene Einzelwette in ein amtlich ihm für ein Kalenderjahr ge⸗ 
liefertes Wettbuch (8 12 Abs. 1 Geſ.) oder aber in einen beſonderen für 
das betreffende Einzelrennen beſtimmten Wettbogen einzutragen. 
(2) Die Wettbogen ind vor der Benutzung fortlaufend numeriert dem 
Steueramt zur Beidrückung des Amtsſtempels vorzulegen. 


8 25 


(1) Die Eintragungen haben unter Angabe laufender Nummern zu er⸗ 
folgen. Dabei find die gewetteten Pferde genau zu bezeichnen. Auch iſt der Einſatz 
ſowie nach erfolgtem Rennen die Höhe der Auszahlung genau anzugeben. 

(2) ber die geſchehene Eintragung iſt dem Wettnehmer eine ſchriftliche 
Beſtätigung zu erteilen, in der das gewettete Pferd, die Wettquote und die 
Nummer des Wettbogens zu bezeichnen ſind. Die Beſtätigung iſt dem Wett⸗ 
unternehmer bei Einlöſung der Wette oder Rückzahlung des Wetteinſatzes zu- 
rückzugeben. 

8 26 


Die Wettbogen (das Wettbuch) ſind renntäglich nach jedem Rennen abzu- 
ſchließen und aufzurechnen. Bei jedem Abſchluß iſt die Richtigkeit und Vollſtän⸗ 
digkeit der Eintragungen von dem Wettunternehmer zu verſichern. 


$ 27 


Die im Beſitze des Wettunternehmers verbleibenden Wettbogen (das Wett⸗ 
buch) ſowie die ſonſtigen Unterlagen für den Abſchluß von Wetten, die Auf⸗ 
ſtellungen und die Abrechnungen mit den Annahmeſtellen ſind zeitlich geordnet 
drei Jahre lang aufzubewahren. 

8 28 


(1) Der Wettunternehmer hat über die Einnahmen und Ausgaben aus 
dem Wettgeſchäft jahrgangsweiſe ein beſonderes Geſchäftsbuch zu führen. Auf 
der Einnahmeſeite ſind die täglichen Eingänge an Wetteinſätzen, die Forderungen 
aus abgeſchloſſenen Wettverträgen und ſonſtige Einnahmen aus dem Wettbe- 
triebe, auf der Ausgabeſeite die ausgezahlten Gewinne, etwa zurückgezahlte 
Einſätze, die Rennwettſteuer, Gebühren und ſonſtige Unkoſten einzutragen. Die 
Ausgaben ſind für jedes Einzelrennen möglichſt getrennt zu machen. In einer 
befonderen Spalte des Geſchäftsbuchs iſt die Entrichtung der Wettſteuer durch 
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Bezeichnung des betreffenden Wettſcheins oder durch Angabe der Nummer des 
Wettbogens (Wettbuchs) darzutun 63. B. Block B S. 61, Wettbogen Nr. 6). 

(2) Das Geſchäftsbuch iſt an jedem Monatsſchluß aufzurechnen und am 
Jahresſchluß bilanzmäßig abzuſchließen. Die Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
der Eintragungen iſt von dem Wettunternehmer bei jedem Abſchluß zu beſchei⸗ 
nigen. Das Buch iſt drei Jahre lang aufzubewahren. 


$ 29 


(J) Die Rennwettſteuer wird in der Regel im Abrechnungsverfahren ent- 
richtet. Jedoch iſt das Steueramt befugt, beim Eintritt einer Unregelmäßzigkeit 
dieſes Verfahren zu entziehen. 

(2) Die Höhe der jährlichen Sicherheitsleiſtung in Anſehung des Ab- 
rechnungsverfahrens beſtimmt ſich nach dem Betrage der im vorangegangenen 
Geſchäftsjahr entrichteten Rennwettſteuer und iſt mindeſtens in doppelter Höhe 
des auf den Abrechnungszeitabſchnitt durchſchnittlich entfallenden Teilbetrages 
der Jahresſteuer zu bemeſſen. Beſtand der Geſchäftsbetrieb noch nicht ein Jahr, 
ſo befindet das Steueramt über die Höhe der zu leiſtenden Sicherheit nach 
ſeinem Ermeſſen. 

$ 30 


(1) Der Abrechner hat über die von ihm vermittelten und abgeſchloſſenen 
Wetten und die hierzu fällige Steuer halbmonatlich Nachweiſungen getrennt 
für Inlands- und für Auslandswetten aufzuſtellen. 

(2) Die Nachweiſung für Inlandswetten umfaßt ſämtliche während des 
Abrechnungszeitraums im Wettbogen (Wettbuch) eingetragenen Wetten. Die 
Eintragungen der Geſamtbeträge der angenommenen Wetten erfolgen unter 
Bezeichnung der Einzelrennen und der Nummern der Wettbogen (des Wettbuchs) 
laufend numeriert. 

(3) In die Nachweiſung für die Auslandswetten iſt unter Angabe des 
Abrechnungszeitraumes die Geſamtſumme der nach dem Hauptbuch getätigten 
Wetten einzutragen. Der Betrag, der auf diejenigen Pferde entfällt, die am 
Rennen nicht teilgenommen haben, iſt beſonders anzugeben. 

(4) Die Nachweiſungen find von den Wettunternehmern unter der Ver— 
ſicherung der Vollſtändigkeit und Richtigkeit der darin gemachten Angaben zu 
unterſchreiben und in je zwei Stücken ſpäteſtens bis zum 7. jeden Monats für 
die in der Zeit vom 16. bis zum Schluß des vorangegangenen Monats und 
ſpäteſtens bis zum 22. jeden Monats für die in der Zeit vom 1. bis zum 15. des⸗ 
ſelben Monats abgeſchloſſenen Wetten dem Steueramt einzureichen. 

(5) Gleichzeitig mit der Einreichung der Nachweiſung erfolgt auch die 
Einzahlung der Steuer (8 37). 


8 31 


(1) Die Rennwettſteuer ſoll entweder nicht erhoben oder für zurückgezahlte 
Wetteinſätze erſtattet werden, wenn 
a) ein Rennen für ungültig erklärt wird, 
b) ein Rennen, für das die Wette abgeſchloſſen iſt, nicht zuſtande kommt, 
ein Pferd, auf das ſich die Wette bezieht, an dem Nennen nicht teil⸗ 
nimmt, es ſei denn, daß die Wette unter der Bedingung „Laufen oder 
zahlen“ abgeſchloſſen ift. Dieſe Bedingung gilt als gegeben, wenn die 
Wette zu feſten Odds abgeſchloſſen it. 


(2) Dem mit Gründen verſehenen Antrag der Wettannahmeſtelle ſind die 
von den Wettnehmern zurückgegebenen Wettſcheine oder ſchriftlichen Beſtäti⸗ 
gungen der Eintragung in den Wettbogen (das Wettbuch) ſowie der Renn- 
bericht beizufügen, aus dem der Verlauf des betreffenden Rennens zu erſehen 
iſt. Die Steuer für Wettſcheine, auf denen Naſuren vorgenommen ſind, kann 
nicht erſtattet werden. Anträge auf Erſtattung der Wettſteuer für mehrere 


Wettſcheine und für in die Wettbogen (das Wettbuch) eingetragene und im 
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Strafverfahren 
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Abrechnungswege verſteuerte Wetten können geſammelt vorgelegt werden. Die 
Wettausweiſe find in dieſem Falle nach Renntagen geordnet beizufügen. 

(3) Der Antrag iſt von der Wettannahmeſtelle innerhalb einer Friſt 
von einem Monat bei dem Steueramt zu ſtellen. Die Friſt beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Ereigniſſe eingetreten ſind, die den Anſpruch be— 
gründen. Der Wettunternehmer kann den Antrag nur gleichzeitig mit der Ein⸗ 
reichung der Nachweiſung ($ 30) ſtellen. Die Vorſchriften der 88 131, 133, 
136 des Steuergrundgeſetzes finden Anwendung. 

(4) Wettſcheine, deren Steuerwerte erſtattet ſind, ſind zu durchlochen. Iſt 
die Wettſteuer im Abrechnungsverfahren entrichtet (8 29), fo iſt die Erſtattung 
in der betreffenden Nachweiſung ($ 30) zu vermerken. 


III 


Allgemeines 
8 32 

(1) Die Steueraufſicht über Wett- (Totalifator-) unternehmen betreibende 
Renn⸗ und Pferdezuchtvereine und ihre Wettannahmeſtellen ſowie über Ver⸗ 
anſtalter von Lotterien und Ausſpielungen iſt nicht nur bei Feſtſetzung der 
Steuer auf Grund der eingereichten Nachweiſungen und Anmeldungen auszu⸗ 
üben, ſondern auch durch planmäßige oder außergewöhnliche Prüfungen in den 
Geſchäftsräumen, die der Unterhaltung der Betriebe dienen (Büros der Ver⸗ 
eine, der Wettannahmeſtellen, der Veranſtalter), ſowie durch Prüfungen der 
Totaliſatorbetriebe auf den Rennplätzen und der Lrtlichkeiten, wo Lotterien 
und Ausſpielungen ſtattfinden. 

(2) Einer Beaufſichtigung unterliegen hinſichtlich der Verpflichtungen nach 
den SS 13, 22 auch die Druckereien, die ſich mit dem Druck von Wettſcheinen 
oder Loſen befaſſen. 

(3) Staatliche Lotterien unterliegen der Steueraufſicht nicht. 

t § 33 


Die Steueraufſicht erſtreckt ſich auf das geſamte Geſchäftsgebahren der 
Steuerpflichtigen, ſoweit es für die Entrichtung der Steuer von Bedeutung iſt. 


8 34 
Die Vereine haben den Beauftragten des Steueramts, die ſich als ſolche 
ausweiſen, jederzeit koſtenfrei und ungehindert Zutritt zu allen Rennen und 
zwar ſowohl zu dem Totaliſator als auch zu den Plätzen der Zuſchauer und 
der Wettannahmeſtellen zu gewähren. 


8 35 

Die Vereine ſind verpflichtet, den Steuerbehörden auf Verlangen Renn⸗ 
programme und Rennberichte über die von ihnen veranſtalteten Pferderennen 
koſtenlos zu überſenden. 

$ 36 

Das Steueramt oder das Gericht, das eine Unterſuchung gegen einen ein 
Wettunternehmen unterhaltenden Verein, einen Lotterieveranſtalter oder einen 
am Betriebe des Wettunternehmens Beteiligten einleitet, hat unverzüglich 
hiervon und von dem Ausgang des Verfahrens der Zulaſſungsbehörde (88 3 
und 17) Mitteilung zu machen. 

8 37 

(1) Die Lotterieſteuer und die Rennwettſteuer werden nach den für die 
Verkehrſteuern maßgebenden Beſtimmungen vereinnahmt. 

(2) Bei der Einzahlung der Steuer durch Überweiſung oder Überjendung 
des Barbetrages iſt anzugeben, um welche Steuer es ſich handelt und erfor— 
derlichen Falls auf welchen Zeitraum der Betrag entfällt. 

(3) Bei der Abführung der Beträge für den jeweiligen Abrehnungszeit- 


abſchnitt iſt der Betrag auf volle Gulden nach oben abzurunden. 
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$ 38 
Vordrucke Die Muſter für das Wettbuch (Wettbogen), für Wettbeſtätigungen, Wett⸗ 
ſcheine, Nachweiſungen, Anmeldungen und Empfangsbeſcheinigungen bedürfen 
der Genehmigung der Oberbehörde. Sie beſtimmt auch das nähere über die 
Art der Buchführung. 
8 39 
Die $$ 90 bis 105 der Ausführungsbeſtimmungen vom 20. Auguſt 1918 
zum Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juli 1913 treten außer Kraft. 
Danzig, den 21. Dezember 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Huth Dr. Hoppenrath 


5 Verordnung 
betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(G. Bl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 

Im Fernſprechverkehr zwiſchen dem Gebiet der Freien Stadt Danzig und Polen betragen die 
Gebühren für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 

für die Entfernung bis 28 km .. 60 Goldcentimen 
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und für jede angefangenen weiteren 100 km 60 Goldcentimen mehr. 
Überſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überſchreitende 
Zeit bei Entfernungen bis zu 50 km nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten, bei Ent⸗ 
fernungen über 50 km nach einzelnen Minuten berechnet. Die Entfernungen werden von Vermitt⸗ 
lungsſtelle zu Vermittlungsſtelle nach der Luftlinie gemeſſen. 

Im Fernſprechverkehr zwiſchen den Ortsfernſprechnetzen Danzig und Gdynia beträgt die Ge⸗ 
bühr für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 30 Goldcentimen; die Berechnung erfolgt nach 
unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten. b 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1935 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen vom 21. De⸗ 
zember 1923 (G. Bl. S. 1339), die bezüglich der Telegraphengebühren bereits ſeit dem 15. Juni 
1925 unwirkſam it (G. Bl. 1925, S. 151), vollſtändig außer Kraft. 


Danzig, den 29. Dezember 1934. 


Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 
Klaus 


6 Rechts verorduung 
betreffend Abänderung des Jugendwohlfahrtsgeſetzes vom 8, Juli 1927. 
Vom 20. Dezember 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 48 und § 2 d und f des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft beſtimmt: 


Artikel I 
Das Geſetz für Jugendwohlfahrt vom 8. Juli 1927 (G. Bl. S. 269) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 24. November 1934 (G. Bl. S. 585) wird wie folgt geändert: 
In Abſchnitt IIb erhält 8 10 folgende Faſſung: 

Das Jugendamt beſteht aus dem Vorſitzenden und in der Stadt Danzig aus 2, in Zoppot 
ſowie den Landkreiſen aus einem weiteren Beamten des Selbſtverwaltungskörpers als Stellver⸗ 
treter. 

Ferner gehören ihm als Mitglieder an in der Stadt Danzig 7, in den übrigen Selbſtver⸗ 
waltungskörpern 4 in der Jugendwohlfahrt erfahrene und bewährte Männer und Frauen. 
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In der Stadt Danzig werden diefe von dem Senat, in Zoppot von dem Magiſtrat und in 
den Landkreiſen von dem Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes ernannt. 


Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vorſchlägen, die von den freien Vereinigungen zu 
machen ſind, welche ſich ganz oder überwiegend mit der Förderung der Jugendwohlfahrt befaſſen 
oder der Jugendbewegung dienen, ſoweit ſie im Bezirke wirken, für den das Jugendamt errichtet 
iſt. Die Vereinigungen haben mindeſtens die doppelte Anzahl der auf ſie entfallenden Stell⸗ 
vertreter vorzuſchlagen. Über die Zulaſſung der Vereinigungen zur Ausübung des Vorſchlags⸗ 
rechts und die Zahl der von ihnen zu ſtellenden Vertreter entſcheidet der Jugendpfleger. Bei der 
Entſcheidung iſt auf die Bedeutung der Vereinigungen für die Jugendwohlfahrtspflege Rüd- 
ſicht zu nehmen. Für jedes Mitglied des Jugendamts iſt ein Erſatzmann zu beſtimmen. 

Gehört dem Jugendamt kein Vertreter der Inneren Miſſion und des Caritasverbandes an, 
ſo treten zu den im vorhergehenden Abſatz erwähnten Mitgliedern noch je 1 Vertreter der evan⸗ 
geliſchen und katholiſchen Kirche als ſtimmberechtigte Mitglieder hinzu. Die Vertreter der Kirche 
werden von den beiderſeitigen biſchöflichen Behörden ernannt. 


Den Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter ernennt in der Stadt Danzig der Senat und in 
Zoppot der Magiſtrat. In den Kreisjugendämtern führt den Vorſitz der Landrat als Vor⸗ 
ſitzender des Kreisausſchuſſes. Der Stellvertreter wird von dem Vorſitzenden beſtimmt. 


In das Jugendamt ſollen hauptamtlich nur Perſonen berufen werden, die eine für die Be⸗ 
tätigung in der Jugendwohlfahrt hinreichende Ausbildung beſitzen, die insbeſondere durch eine 
mindeſtens einjährige praktiſche Arbeit in der Jugendwohlfahrt erworben ät. 

Artikel II 
Die Amter der Mitglieder des Jugendamts erlöſchen mit der Ernennung der neuen Mitglieder. 
N Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 20. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Boeck 


Verordnung 
betr. die Ambildung verſchiedener Senatsabteilungen. 
Vom 3. Januar 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 10 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 


Zur Vereinfachung der Verwaltung mit dem Ziele, Erſparniſſe zu machen, wird der Senat der 
Freien Stadt Danzig, insbeſondere die Senatsabteilungen Wirtſchaft und Arbeit, Offentliche Arbeiten 
und Arbeitsbeſchaffung ſowie Betriebe und Verkehr ſowie die Amter und Dienſtſtellen dieſer Ab⸗ 


teilungen einer Umbildung im Sinne des $ 1 des Beamtenruheſtandsgeſetzes vom 23. Februar 1926 
(G. Bl. S. 39) unterzogen. 


Die näheren Anordnungen ergehen durch Beſchluß des Senats. 
hä Artikel I 
Als Endzeitpunkt der Umbildung gilt der 30. September 1935. 


Artikel III 


Dieſe Verordnung tritt unter Aufhebung der drei Verordnungen vom 12. November 1934 (G. Bl. 
S. 778 und 779) mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 3. Januar 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Huth 


201 


8 Berichtigung. 
In der Verordnung über Segelflug⸗ und Freiballonweſen vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 517) 
ſind in der zweiten Zeile die Worte „mit Geſetzeskraft“ zu ſtreichen. 


Danzig, den 23. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Paul Batzer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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Danzig, den 20, Dezember 1884. 
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